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Heber die von Amtswegen vorzunehmende Berichti- 
gung der Wählerliftien nach dem Schlußabſatze des 
§ 26 der Keichsraths-Wahlordnung. 


Von Dr. Anton Hoflacher, k. k. Bezirkshauptmann zu Landeck in Tirol, 


Bei Vornahme der letzten Reichsrathswahlen hat eine Landge⸗ 
meinde dem zur Reclamationsentſcheidung berufenen Bezirkshauptmanne 
die angefertigte Wählerliſte für die Wahlmännerwahl vorgelegt, in 
welcher auch der Cooperator des Ortes aufgenommen war. Der Be⸗ 
zirkshauptmann ſtellte dieſelbe mit der Bemerkung zurück, daß der 
Cooperator wegzubleiben habe, da ihm nach § 9 der R. W. O. und 
$ 1, 3. 2 a der Tiroler Gemeindewahlordnung kein Wahlrecht gebührt. 
Der § 9 der R. W. O. beruft ſich nämlich auf die geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen über das Wahlrecht zu den Landtagen und der § 14 der 
Tiroler L. W. O. auf das Gemeindegeſetz. 

Die Rückſtellung der Wählerliſte mit der erwähnten Correctur 
iſt deshalb erfolgt, weil dem Cooperator, als nicht bleibend in der 
beſtimmten Ortsſeelſorge verwendet, nach den tiroliſchen Wahl⸗ 
ordnungen kein Wahlrecht zukommt — wie in dieſem Blatte vom 28. 
September 1871, Nr. 39 ausgeführt erſcheint — und der Schluß⸗ 
abſatz des § 26 der R. W. O. feſtſetzt, daß der zur Reclam a⸗ 
tionsentſcheidung berufene landesfürſtliche Beamte bis 
24 Stunden vor dem Wahltermine etwa nothwendige 
Berichtigungen der Wählerliſte von Amtswegen vorzu— 
nehmen hat. 

Gegen dieſe Berichtigung hat ſowohl die Gemeindevorſtehung 
als der betroffene Cooperator reclamirt. 

Der Landeschef hat dieſen Berufungen mit folgender, der Ge⸗ 
meindevorſtehung und dem Cooperator eröffneten Entſcheidung ſtatt 
gegeben: „Nach § 25 und 26 der R. W. O. find die Wählerliften 


der Landgemeinden vom Gemeindevorſteher zu verfaſſen und iſt dage⸗ 
gen das Reclamationsverfahren einzuleiten, nach deſſen Maßgabe die 
Berichtigung der Wählerliſten zu erfolgen hat (§ 28). Es liegt ſomit 
der Schwerpunkt für die diesfälligen Entſcheidungen im Reclamations⸗ 
verfahren und geht es daher nicht an, vor Beginn oder Schluß des⸗ 
ſelben ämtliche Correcturen der Liſten vorzunehmen. Das letzte Alinea 
des 8 26 R. W. O. hat nur den Sinn, daß, falls ſich nach Schluß 
des Reclamationstermines (darauf deutet auch das vorletzte Alinen 
dieſes Paragraphen hin) unzweifelhaft, nicht eine verſchiedene Auffaſſung 
zulaſſende Fälle ergeben ſollten, die eine Streichung nothwendig machen, 
z. B. wegen Ablebens, Auswanderung, Eintrittes eines Ausſchließungs⸗ 
grundes, conſtatirte Minderjährigkeit, Geſetzwidrigkeit u. ſ. w., dieſe 
Berichtigungen von Amtswegen vorzunehmen ſeien. Nachdem im vor⸗ 
liegenden Falle die Gemeindevorſtehung verlangt, daß der dortige 
Cooperator in ihrer Wählerliſte erſcheine und fie nach § 25 R. W. O. 
hiezu berechtigt iſt, ſo erübriget lediglich, der Gemeinde die Aufnahme 
des Genannten in die Wählerliſte anheim zu ſtellen und zu gewärti⸗ 
gen, ob dagegen eine Reclamation ergriffen werde“. 

Da dieſe Entſcheidung endgiltig war, wurde ſelbſtverſtändlich 
der Cooperator in die Waͤhlerliſte aufgenommen und er hat auch das 
Wahlrecht ausgeübt. Meiner Meinung nach ſprechen jedoch dagegen 
mehrere Gründe und es möge mir daher geſtattet ſein, ſie nach dem 
altem Satze „usus te plura docebit“ vom praktiſchen Standpunkte 
aus hier kurz aufzuführen. 

Vorerſt muß erwähnt werden, daß die Verhältniſſe der Coopera⸗ 
toren in Tirol ſeit der Auseinanderſetzung in der oben erwähnten Nummer 
dieſer Zeitſchrift ſich nicht geändert haben und fie daher auch kein Wahlrecht 
weder für die Gemeindevertretung noch für den Landtag erwerben 
konnten. Deshalb beſteht für ſie auch keine Berechtigung zu den Reichs⸗ 
rathswahlen, weil der § 9 R. W. O. das Wahlrecht zum Landtage 
vorausſetzt. Sd 5 

Der ußabſatz des 8 26 R. W. O. ſpricht von amtlich 
Berichtigungen bis 24 Stunden vor dem Wahltemine im Augeneiten 
und zwar ohne Rückſicht auf das Reclamationsverfahren, während der 
§ 28 R. W. O. nur die Richtigſtellung der Liſten nach der Recla⸗ 
mationsentſcheidung im Auge hat. Daher müſſen unter den § 26 
R. W. O. auch andere ämtliche Berichtigungen fallen, als ſolche, die 
ſich durch die Reclamationsentſcheidungen ergeben, und zwar meiner 
Meinung nach insbeſondere jene, wo es ſich um die Ausſcheidung 
gar nicht wahlberechtigter Perſonen handelt. Im entgegengeſetzten Falle 
würde die entweder abſichtlich oder aus Unkenntniß der Sache er⸗ 
folgte Eintragung ganz unberechtigter Perſonen in die Wählerliſten 
durch den Gemeindevorſteher eine Etappe zur Erlangung des Wahl⸗ 
rechtes bilden, weil bisher in den meiſten Landgemeinden gar keine 
Reclamationen vorkommen. 

Weiters entſteht noch die Frage, wie ſich in unſerm Falle die 
Sache dann geſtellt hätte, wenn der Cooperator als Wahlmann aus 
der Urne hervorgegangen wäre? Nach § 30 R. W. O. hat der Be⸗ 
zirkshauptmann die Legalität des Wahlactes in jeder Gemeinde feines 


Bezirkes zu conſtatiren und wenn ſich die Nothwendigkeit einer Neu: 
wahl ergibt, dieſe ſogleich unter Angabe der Gründe anzuordnen. Ein 
Wahlact könnte jedoch meines Erachtens nicht als legal angeſehen 
werden, wodurch Jemand ein Wahlmandat erhielte, dem gar kein 
Wahlrecht zukommt, da formelle Gebrechen oder der Abgang von Re— 
clamationen im günſtigſten Falle nur eine active, aber nie eine 
paſſive Wahlberechtigung zur Folge hätten. 
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klärung ber Einwilligung entgegenzunehmen hatte und keineswegs der 
Prieſter Alois Anton, welcher für die Mitglieder der oben erwähnten 
Genoſſenſchaft von Confeſſionsverwandten prieſterliche, gottesdienſtliche 
Handlungen in der St. Salvator Kirche verrichtete und unter dem 
Namen eines Seelſorgers einer ſelbſtſtändigen katholiſchen Cultus⸗ 
gemeinde zu Wien daſelbſt am 23. November 1871 die Trauung der 
genannten Brautleute ohne geſetzliches Befugniß vornahm, weil die 
hier ſich ſelbſtſtändige katholiſche Cultusgemeinde nennende Genoſſen⸗ 
ſchaft außer dem geſetzlichen Organismus der katholiſchen Kirche ſteht 
und weil der ſich Seelſorger derſelben nennende Alois Anton nach 
den beſtehenden Geſetzen weder ausdrücklich noch ſelbſtverſtändlich mit 
der Führung von Cheftandsmatrifen unter öffentlicher Autorität be⸗ 
traut war. Dem ſteht nicht entgegen, daß der beſagten confeffionellen 
Genoſſenſchaft und ihrem Prieſter durch die Stadtgemeinde Wien die 
St. Salvator Kirche zum Gebrauche für gottesdienſtliche Verrichtun⸗ 


Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 20. gen eingeräumt worden iſt, denn abgeſehen von der Frage der Com⸗ 


Jänner 1874, Z. 12.119, (beſtätigend die Erkenntniſſe des k. k. 
Landesgerichtes Wien vom 23. Mai 1873, Zahl 29.980, und des 
k. k. öſterreichiſchen Oberlandesgerichtes vom 22. October 1873, 3. 
13.814) auf die außerordentliche Reviſionsbeſchwerde des Verthei⸗ 
digers des Ehebandes, beziebungsweiſe über die nach $ 18 der Vor⸗ 


ſchrift des Verfahrens in ſtreitigen Eheangelegenheiten vom 23. Aus | 


guſt 1819, Nr. 1695, J. G. S. von Amtswegen begehrte und vor— 
genommene Reviſion die gleichförmigen untergerichtlichen Urtheile auf 
Ungiltigfeit der zwiſchen dem A. und der ſeither verſtorbenen C. vor 
dem Seelſorger der ſelbſtſtändigen katholiſchen Cultusgemeinde in 
Wien, Alois Anton geſchloſſenen Ehe aus folgenden Gründen aufrecht 


| 


| 


petenz des ſtaatlich übertragenen Wirkungskreiſes der Gemeindever- 
tretung in Angelegenheit der Anerkennungserklärung einer beſonderen 
Kirche, hat der Gemeinderath mit ſeinen in den öffentlichen Sitzun⸗ 
gen vom 6. und 10. October 1871 gefaßten Beſchlüſſen lediglich in 
feinem natürlichen Wirkungskreiſe und vom Stand⸗ und Geſichtspunkte 
des Eigenthums⸗ oder Verfügungsrechtes über die im ſtädtiſchen Rath⸗ 
hausgebäude befindliche Capelle, Salvator Kirche genannt, auf ein 
Geſuch des Comité's für die Action der auti⸗infallibiliſtiſchen Katholiken 
Oeſterreichs, dieſen Confeſſionsverwandten zu Wien den Gebrauch der 
genannten Rathhauscapelle zur abgeſonderten Abhaltung ihres Gottes⸗ 
dienſtes geſtattet, worin offenbar eben ſo wenig wie in dem Umſtande, 


erhalten: „Nach den beſtehenden Geſetzen war die in Rede ſtehende daß dies zur Ausführung gelangte, ohne daß von Seite des Statt⸗ 
Eheſchließung als eine ungiltige, die Rechtswirkung eines Ehevertrages halters in Ausübung des ihm zuftebenden Siſtirungsrechtes ein Hin⸗ 
nach dem allg. bürg. G. B. nicht nach ſich ziehende zu betrachten derniß in den Weg gelegt worden wäre, in Hinblick auf die Beſtim⸗ 
und zu erklären. Denn zur Giltigkeit der Ehe wird erfordert, daß die mungen der §§ 14 und 16 der Staatsgrundgeſetze vom 21. Decem⸗ 
feierliche Erklärung der Einwilligung entweder nach dem § 75 und ber 1867, Nr. 142 die geſetzliche Anerkennung einer befonderen Kirche 


127 des citirten Geſetzbuches vor dem ordentlichen Seelſorger Eines 
der Brautleute oder nach den Geſetzen vom 25. Mai 1868, Nr. 47 
und vom 9. April 1870, Nr. 51 vor der politiſchen Bezirksbehörde 
und beziehungsweiſe vor der Gemeindebehörde geſchehe. Unter „ordent⸗ 
lichem Seelſorger“ iſt mit Hinblick auf die Beſtimmungen der §§ 80, 


} 


oder Religionsgeſellſchaft oder Pfarrgemeinde gefunden werden kann und 
zwar umſoweniger als die genannte Rathhauscapelle nach der Widmung 
zum Gebrauche für die oben berührten abzeſonderten Religionsübungen 
von competenter Seite dem allgemeinen, öffentlichen, katholiſchen 
Gottesdienſte entzogen worden iſt. Wenn gegen die Annahme eines 


81 und 127 des a. b. G. B. und des § 1 des Geſetzes vom 9. April weſentlichen Mangels zur Abſchließung eines giltigen Ehevertrages 


1870, Nr. 51 der unter öffentlicher Autorität beſtellte, mit der Füh⸗ 
rung der Eheſtandsmatriken betraute Seelſorger jenes Pfarrſprengels 
oder jener kirchlichen oder confeſſionellen Gemeinde einer ſtaatlich an⸗ 
erkannten Kirche oder Religionsgeſellſchaft zu verſtehen, in welcher 
Eines oder das Andere der Brautleute nach dem beſtehenden geſetzlich 
geregelten Organismus demſelben eingepfarrt oder einverleibt iſt. Die 
eine katholiſche Kirche, welche im Staate mit den Befugniſſen der 
öffentlichen Religionsübung anerkannt und deren Organisms durch 
beſondere Geſetze geregelt iſt. umfaßt vom Standpunkte der Staats⸗ 
verwaltung und des einſchlägigen Civilrechtes alle nach jenem Orga⸗ 
nismus darin befindlichen Individuen, mit Inbegriff auch derer, welche 
allenfalls einem oder dem anderen Glaubeneſatze nicht huldigen, ohne 
Unterſchied und inſolange, bis nicht ein Austritt aus dieſer Kirche 
durch die im Art. 6 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, Nr. 49 vor⸗ 
geſehene Meldung bei der politiſchen Behörde zur Wirkſamkeit gelangt 


iſt. Die Gruppe, Geſammtheit oder Genoſſenſchaft derjenigen katho⸗ 


liſchen Chriſten, welche das ketzte vaticaniſche Coneil nicht als ein 
ökumeniſches und die Ausſprüche desſelben nicht as bindend betrach— 
ten, und namentlich das Dogma der Infallibilität nicht annehmen 
und überdies deßhalb die prieſterlichen gottesdienſtlichen Handlungen, 
die ſie betreffen oder denen ſie überhaupt beiwohnen wollen, durch 
einen Prieſter, von welchem ſie im voraus überzeugt ſind, daß er 
derſelben Anſicht huldigt, verrichten laſſen zu müſſen glauben, iſt im 


der zu Wien in der vorgedachten Richtung ſich bildenden Genoſſen⸗ 
ſchaft von Confeſſionsverwandten anſchloſſen, ſich nicht nach dem an⸗ 
gezogenen Artikel 6 des Geſetzes vom 25. Mai 1868. Nr. 49 be⸗ 
nommen haben, fo waren fie fortan im Pfarrſprengel Roßau, wo fie 
Beide ihren ordentlichen Wohnſitz hatten, einverleibt zu betrachten und 
war der Vorſteher dieſer Pfarre oder ein von dteſem delegirter Prie⸗ 
ſter der durch das bürgerl. Geſetzbuch beſtimmte Functionär, welcher 


zum Behufe der Giltigkeit der einzugehenden Ehe die feierliche Er⸗ 


nach § 75 a. b. G. B. im vorliegenden Falle angeführt und be- 
ziehungsweiſe behauptet werden will, daß nach Art. 14 des Staatsgrundge⸗ 
fees vom 21. December 1867, 3142 allen Staatsbürgern die volle Glau⸗ 
bens⸗ und Gewiſſensfreiheit gewährleiſtet und der Genuß der bürgerlichen 
und politiſchen Rechte von dem Religionsbekenntniſſe unabhängig ſei 
und Niemand zu einer kirchlichen Handlung gezwungen werden könne, 
daß demnach die Eheſtandswerber A. und C. nicht haben gezwungen 
werden können, eine kirchliche Handlung, als welche ſich der Trauungs⸗ 
act wegen des damit verbundenen Sacramentes der Ehe darſtellt, 
gegen ihre religiöſe Ueberzeugung von dem Pfarrer in der Roßau, 
von welchem ſie vorauszuſetzen Urſache haben konnten, daß er jenes 
Dogma anerkenne und hiemit vom wahren Glauben abgefallen ſei, 
vornehmen zu laſſen und daß fie auch nicht in der Lage gaveſen 
ſeien, ſich confeſſionslos oder ihren Austritt aus der katholiſchen 
Kirche zu erklären, indem ſie ſich eben als die wahren, dem alten 
Glauben treu gebliebenen Katholiken betrachten, daß ihnen aber 
andererſeits nach dem angezogenen Artikel der Staatsgrundgeſetze über 
die allgemeinen Rechte der Staatsbürger wegen ihres Religionsbe⸗ 
kenntniſſes der Genuß der bürgerlichen Rechte nicht entrückt ſein konnte 


und ihnen deßhalb freigeſtanden fein müſſe, die Trauung mit voller 


Rechtswirkung von dem Seelſorger der confeſſionellen Genoſſenſchaft 


oder Gemeinde, welcher fie angehören, vornehmen zu laſſen, ſo iſt 


dagegen zu erinnern, daß es ſich hier nicht um das Sacrament der 
Staate als beſondere Kirche oder Religionsgeſellſchaft durch kein Ge⸗ 
ſetz anerkannt; und nachdem nun A. und feine Braut C, welche ſich 


Ehe, ſondern um das Zuſtandekommen des im § 44 des a. b. G. B. 
vorgeſehenen Ehevertrages handelt, welcher geſchloſſen werden kann, 
wenn auch die Brautleute dabei des Sacramentes nicht theilhaftig werden, 
ferner, daß wenn die Brautleute der Meinung waren, daß fie durch 
die feierliche Ablegung der Ehe-Eingehungserklaͤrung vor dem Pfarrer 


in der Roßau des Sacramentes nicht theilhaft würden, ihnen doch 


freiſtand, hinterher mit Beiziehung eines Prieſters ihrer religiöſen 
Ueberzeugung die erforderlich erachtete Ceremonie vorzunehmen, um 
zur Beruhigung ihres Gewiſſens nach ihrer Ueberzeugung auch des 
Sacramentes theilhaft zu werden, ferner daß, wenn allenfalls der 


Pfarrer in der Roßau in Anbetracht des religtöſen Glaubens, mit | Betriebe der Zündwaarenerzeugung einer Conceſſion nicht bedürfe, weil 
welchem ſie zur Ablegung der feierlichen Erklärung der Eingehung nach § 16 Gew.⸗Ord. die Erzeugung von Zündwaaren unter die 
der Ehe vor ihn treten wollten, die Entgegennahme ihrer Eheerklärung conceſſtonirten Gewerbe nicht eingereiht it und daher zum Betriebe 
verweigert hätte, ihnen doch nach Art. 2 des Geſetzes vom 25. Mai dieſes Gewerbes lediglich im Sinne der SS 13 und 14 Gew.⸗Ord. 
1868, Nr. 47 freigeſtanden wäre, die feierliche Erklärung der Ein- | cine Anmeldung genüge. Es ſei zwar richtig, daß nach § 31 Gew.⸗ 
willigung zur Ehe vor der daſelbſt hiezu berufenen weltlichen Behörde Ord. für die Betriebsanlage zur Erzeugung von Zündwaaren die 
abzugeben und nach § 11 desſelben Artikels unbenommen geblieben Genehmigung der Behörde erforderlich ſei, die aber nach der einmal 
wäre nachträglich auch die Einſegnung des Ehebundes durch einen ſeitens der Behörde auf Grundlage der Gew.⸗Ord. ertheilte Geneh⸗ 
Prieſter ihrer Confeſſion, dieſer Confeſſion gemäß vornehmen zu laſſen; migung der Betriebsanlage mit der Anlage ſelbſt verknüpft ſei, fo daß 
endlich daß in dem oben berufenen Artikel 14 der Staatsgrundgeſetze ein Wechſel in der Perſon des Gewerbetreibenden oder in der Perſon 
vom 21. December 1867, 3. 142 ausdrücklich auch die Beſtimmung des Eigenthümers der Realität auf den Rechtsbeſtand der ertheilten 
enthalten iſt, „daß den ſtaatsbürgerlichen Pflichten durch das Re⸗ Genehmigung der Anlage keinen Einfluß üben könne. Da nach den 
ligionsbekenntniß kein Abbruch geſchehen darf“, wonach die Brautleute Erhebungen auch conſtatirt ſei, daß die mit den früheren behördlichen 
wegen ihres Religionsbekenntniſſes ſich auch nicht der ſtaatsbürger⸗ Bewilligungen genehmigte Betriebsanlage in keiner Weiſe ſeither eine 
lichen Pflicht entziehen durften, zur Ablegung der feierlichen Erklä⸗ Aenderung erfahren, fo erſcheine die Zurücknahme der früher ertheilten 
rung der Ehe⸗Einwilligung ſich an jenen öffentlichen Functionär zu Coneeſſion ſeitens der Bezirshauptmannſchaft als ungerechtfertigt. 

wenden, welcher nach Geſtaltung des Falles durch das Geſetz zur Die Landesregierung hat über dieſe Berufung in nachfolgender 
Entgegennahme dieſer Erklärung mit der Wirkung des Vollzuges eines Weiſe entſchieden: „In Erwägung, daß die dem Friedrich Sp. von 
giltigen Ehevertrages im öffentlichen Intereſſe von Staatswegen beſtellt dem ehemaligen Bezirksamte ertheilte Bewilligung zum Betriebe der 
war. Nach dieſen Betrachtungen und weil der Mangel der im § 75 Zündwaarenerzeugung im Haufe Nr. 333 in H. von demſelben zu⸗ 
d. b. G. B. vorgeſehenen Feierlichkeit nach der Beſtimmung des § 94 rückgelegt wurde und daß Johann M. laut der Einantwortungs⸗ 
ein Ehehindernitz des öffentlichen Rechtes bildet, wegen welches in urkunde nur das Haus Nr. 333 ſammt dazu gehörigen Grundflächen, 
Gemäßheit der a. h. Entſchließung vom 14. Mai 1837 (enthalten nicht aber auch das im Hauſe in Betrieb geſtandene Gewerbe erſtan⸗ 


im Juſtizhofdecrete vom 27. Juni 1837, Nr. 208 J. G. S.) auch den hat, kann nicht angenommen werden, daß die dem Sp. ertheilte 
noch nach dem Ableben Eines der beiden Ehegatten auf Einſchreiten Betriebsbewilligung auf M. übergegangen ſei. Aus dieſem Grunde 
der Adminiſtrativbehörde im öffentlichen Intereſſe die Unterſuchung wird dem Reeurſe des Letzteren keine Folge gegeben, ſondern erkannt: 
und Entſcheidung in Betreff der angezeigten Ungiltigkeit ſtattzufinden Johann M. habe die Betriebsbewilligung gemäß der 88 31—41 
hat, ſtellten ſich die untergerichtlichen Erkenntniſſe als ganz gerecht⸗ Gew. Ord. neuerlich zu erwirken.“ 
fertigt dar“. Ger.⸗Ztg. Im Miniſterialrecurſe hob Johann M. hervor, daß bei dem 
—— Betriebe einer Zündwaarenfabrik zwiſchen dem Gewerbe und der Ges 
nehmigung der Betriebsanlage unterſchieden werden müſſe; der Betrieb 
einer derlei Fabrik ſei ein freies Gewerbe, dagegen gehe die Gench- 
migung der Betriebsanlage nur nebenher. Die Zurücklegung der Be⸗ 
triebsbewilligung von Seite des Sp. habe daher nur das Gewerbe, 
nicht aber die Betriebsanlage betroffen. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 15. November 1873, 
Z. 18.005 die Entſcheidung der Landesregierung beſtätiget. 

Das Miniſterium ließ ſich dabei von der Anſicht leiten, daß 
der Gewerbsbehörde das Recht zuſtehe, eine wenn auch bereits einmal 
genehmigte Betriebsanlage anläßlich einer neuen Gewerbsanmeldung 
einer Reviſton zu unterziehen, neue Bedingungen feſtzuſetzen und even⸗ 
tuell aus öffentlichen Intereſſen den Gewerdsbetrieb in der früheren 
Betriebsanlage nicht wieder zuzulaſſen. — k. 


Die Gewerbsbehörde iſt berechtigt, bei Neuanmeldung eines an 

einer früher genehmigten Betriebsanlage zu betreibenden Gewerbes 

die Betriebsanlage einer Reviſion nach den Bedingungen der §§ 31 
—41 Gew. ⸗Ord. zu unterziehen. 


Friedrich Sp. in H. iſt anno 1864 um die Bewilligung zum 
Bau einer Zündwaarenfabrik auf ſeinem Baugrunde eingeſchritten. Das 
damalige Bezirksamt hat über dieſes Einſchreiten nicht das durch die 
§§ 34—41 Gew.⸗Ord. vorgeſchriebene Verfahren eingeleitet, ſondern 
ſich lediglich mit der Vornahme einer Baucommiſſton begnügt und da 
bei derſelben weder von dem Nachbar Franz B. noch von dem Ge⸗ 
meindevertreter eine Einwendung gegen den beabſichtigten Bau erhoben 
wurde, dem Sp. den angeſuchten Bauconſens ertheilt. Weiter hat das 
Bezirksamt dem Sp. über ſein Einſchreiten die Bewilligung zur Er⸗ 
zeugung von Reibzündhölzchen in dem erbauten mit Nr. 333 neube⸗ 
zeichneten Hauſe ertheilt, nachdem die Collaudirung dieſes Gebäudes 
vorgenommen und damit eine Art von Edictalverfahren verbunden 
worden war, ohne daß irgend eine Einwendung gegen den angeſuchten 
Gewerbsbetrieb erhoben worden wäre. Im Verlaufe der folgenden Jahre 
nahm Sp. mit bezirksämtlicher Bewilligung mehrere Zubauten zu 
ſeinem Etabliſſement vor und vergrößerte es um ein Bedeutendes; im 
Jahre 1872 wurde ihm aber dasſelbe im Executionswege verkauft und 
von Johann M. erſtanden. 

Anläßlich dieſer Aenderung in dem Eigenthumsverhältniſſe reichten 


Zur Frage der Freiwilligkeit des Aufenthaltes im Sinne des § 19 
Abſ. 2 des Heimatsgeſetzes bei Unmündigen. 


Samuel Sch. iſt ao. 1863 zu P. geboren, lebte bei ſeiner 
Mutter Rifka Sch. bis zu deren ao. 1865 erfolgtem Tode in dieſem 
ſeinem Geburtsorte, blieb dann kurze Zeit eben daſelbſt bei einem 
Trödler in Pflege, worauf ihn ein gewiſſer Elias G. zu ſich nahm; 
mit dieſem überſiedelte er ao. 1868 von P. nach D., wo er ſich 
ſeitdem befindet. Das Miniſterium des Innern hat anläßlich der 
die Bewohner von H. beim Stadtvorſtande eine Eingabe ein, worin fie Zuſtändigkeitsfrage mit Erlaß vom 1. October 1872, 3. 11.574 
um Einſtellung der Zündwaarenerzeugung reſpective um Zurücknahme Rifka Sch. und ihren unehelichen Sohn Samuel Sch. als heimatslos 
der betreffenden auf das Haus Nr. 333 ertheilten Conceſſion baten. erklärt und Rifka Sch. nach § 19, Abſ. 2 des Heimatgeſetzes der 
Der Stadtvorſtand hat dieſes Einſchreiten der Bezirkshauptmannſchaft Gemeinde O. in Galizien zugewieſen, hingegen bezüglich des Samuel 
befürwortend vorgelegt, indem er die Schädlichkeit der beſagten Be- Sch. die weitere Amtshandlung wegen Zuweiſung desſelben nach den 
triebsanlage für den Geſundheitszuſtand der Stadt betonte. Beſtimmungen des § 19 des Heimatgeſetzes dem Statthalter von 

Nachdem nun der neue Beſttzer der Zündwaarenfabrik Johann M. Böhmen überlaſſen, nachdem alle maßgebenden Momente nach Böhmen 
das Einſchreiten behufs Fortbetriebes des Gewerbes durch ihn auf der er- hinwieſen. In Folge deſſen wurden die Verhandlungen bezüglich des 
ſtandenen Realität Nr. 333 in H. eingebracht hatte, wurde nach commil= | Samuel Sch. fortgeſetzt und nachdem in Abſicht auf deſſen Zuweiſung 
ſioneller Erhebung des Zuſtandes der Betriebsanlage von der Bezirks- eine Uebereinſtimmung der Unterbehörden nicht erzielt werden konnte, 
hauptmannſchaft entſchieden, „daß die Ausübung der Zündwaarener⸗ hat die böhm. Statthalterei auf Grund des § 40 des Heimatgeſetzes 
zeugung in den Localitäten des Hauſes Nr. 333 aus ſanitäts⸗ und entſchieden, daß Samuel Sch. der Stadtgemeinde P. nach § 19 Abſ. 3 
zum Theile aus feuerpolizeilichen Rückſichten unzuläſſig ſei und daher des Heimatgeſetzes zugewieſen werde. In der Motivirung wurde 
der Fortbetrieb dieſes Gewerbes in den beſtehenden Localitäten dieſes hervorgehoben, daß, weil Abſatz 2 des § 19 des Heimatgeſetzes wegen 
Hauſes in ihrer dermaligen Einrichtung nicht geſtattet werden könne.“ Mangels der Freiwilligkeit des Aufenthaltes ausgeſchloſſen erſcheine, 

Gegen dieſe Entſcheidung ergriff Johann M. den Recurs an Samuel Sch. auf Grund feiner Geburt nach Abſatz 3 des § 19 des 
die Landesregierung, worin er geltend machte daß er eigentlich zum Heimatgeſetzes nach P. zugewieſen werden müſſe, bis das Heimat⸗ 
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recht desſelben ausgemittelt wird oder derſelbe ein Heimatrecht erwirbt. 
Denn für die vom Magiſtrate in P. angenommene Freiwilligkeit des Auf⸗ 
enthaltes mit vollendetem 7. Jahre ſei gar kein geſetzlicher Anhalts⸗ 
punkt vorhanden, vielmehr könne nach den Beſtimmungen des allg. 
bürg. G. B. erſt mit der Mündigkeit eine gewiſſe Willensfreiheit 
eintreten. 

Gegen dieſe Entſcheidung ergriff der Stadtrath von P. den 
Miniftertalrecurd, indem er behauptete, Samuel Sch. ſei nach Abi. 2 
des § 19 des Heimatgeſetzes zu behandeln und zwar mit Rückſicht 
auf den Beſchluß des böhm. Landtages vom 5. December 1872, 
wonach die Verpflegsdauer der Findlinge auf das vollendete 6. Jahr 
herabgefetzt wurde, und mit Rückſicht auf § 151 des a. b. G. B. 
Samuel Sch. habe nun in der Gemeinde D. das 7. Lebensjahr 
erreicht; daſelbſt habe er ſich vor dem Zeitpunkte des zur Frage 
gekommenen Heimatrechtes länger als ein halbes Jahr nach erreichtem 
7. Lebensjahre aufgehalten. 


Das Miniſterium des Innern hat aber unterm 10. Jänner 
1874, 3. 19.247 ex 1873 aus den Motiven der Statthaltereientſcheidung 
dem Recurſe des Stadtrathes von P. keine Folge gegeben. —xk. 


Verordnung. 


Erlaß des k. k. Ackerbau⸗Miniſteriums vom 18. Februar 1874, 3. 4077, an ſämmt⸗ 
liche Laudesſtellen wegen Fiſcherei mit Dynamit in den Vinnengewäſſern. 


In Anbetracht der bedeutenden Nachtheile, welche die Anwendung des Dy⸗ 
namits und ähnlicher Sprengſtoffe beim Fiſchfange für das animaliſche Leben in den 
betreffenden Fiſchwäſſern und ſomit auch für die volkswirthſchaftlich gebotene Scho⸗ 
nung des Fiſchbeſtandes überhaupt im Gefolge hat, iſt ſeitens des Ackerbauminiſte⸗ 
riums bei der in Vorbereitung begriffenen geſetzlichen Regelung der Ausübung der 
Fiſcherei in den Binnengewäſſern dieſer Frage die gebührende Rückſicht getragen 
worden. — Bis zum Zuſtandekommen dieſer geſetzlichen Regelung bleibt es Aufgabe 
der k. k. Landesſtelle, der Anwendung von Sprengſtoffen zum Fiſchfange im Wege der 
Belehrung über die Gemeinſchädlichkeit dieſes Verfahrens, im Wege des Schutzes gegen 
die mit dem Transporte und der Manipulation mit den Sprengpatronen verbundene 
Möglichkeit der Gefährdung der öffen ttichen Sicherheit und mit Zuhilfenahme der in 
letzterer Hinſicht zuläſſigen Verbote im eigenen Wirkungskreiſe entgegenzutreten. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem penſ. Vicedirector des Hauptzollamtes in Wien, 
kaiſerl. Rathe Leander Beck den Titel eines Oberfinanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe des Finanzminiſteriums Rudolph 
Drottlef Freiherrn v. Friedenfels bei deſſen Penſionirung die allerhöchſte Zu⸗ 
friedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe Franz Lyſek eine ſyſtemiſirte Mi⸗ 
niſterialrathsſtelle im Finanzminiſterium verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialſecretären des Finanzminiſterinms 
Joſeph Menſi Freih. v. Klarbach, Anton Ritter v. Niebauer und Ignaz 
Mayer jedem tarfrei den Titel und Charakter eines Sectionsrathes verliehen 

Seine Majeſtät haben die Finanzräthe und Finanzbezirksdirectoren Franz 
Schidlo und Rudolf Schwabe zu Oberfinanzräthen für Mähren ernannt und 
dem Finanzrathe und Finanzbedirksdirector Ferdinand Kratochwil den Titel und 
Charakter eines Oberfinanzrakhes tarfrei verliehen 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directionsadjuncten des Finanzmini⸗ 
ſteriums Moriz Seegner tarfrei den Titel und Charakter eines Hilfsämter⸗ 
Directors verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem a. o. Geſandten und bevollmächtigten Miniſter 
Karl Freih. v. Lederer anläßlich feiner Abberufung aus Wafhington das Comman⸗ 
deurkreuz des Leopold⸗Ordens tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe und Finanz⸗Bezirksdirector in Kor» 
neuburg Theodor Ritter v. Glanz den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Ober-Finanzrathes 
bekleideten Finanzrathe Otto Breyer die Oberfinanzrathsſtelle bei der Finauzdi⸗ 
rection in Linz verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath u. Finanzbezirksdirector in Trient 
Anton Val de Liepre und den Finanzrath bei der Finanzdirection in Salzburg 
Alfred Ellmaurer zu Oberfinanzräthen für die Finanzlandesdirection in Inns⸗ 
bruck ernannt. ferner dem Finanzrathe und Finanzbezirksdirector in Feldkirch Johann 
Speckle den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Finanzräthe Alois Jama und Joſeph Höhn zu 
Oberfinanzräthen für Graz ernannt. 

Seine Majeſtät haben die Finanzräthe Franz Koch und Marino Grafen 
Bonda zu Oberfinanzräthen für Dalmatien ernannt. 

Seine Majeſtaät haben die Finanzräthe Johann Stingel in Klagenfurk, 


Karl Herrmann in Eger, Anton Lindner in Linz, Johann Gerſtenberger 
in Saaz Franz Jansky in Prag und Franz Kramberg er in Leitmeritz zu Ober 
finanzräthen für den Bereich der Finanz Landesdirection in Prag ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath Otto Freih. v. Schwarzhuber zum 
Oberfinanzrathe bei der Finanzdirection in Trieſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe und Finanz⸗Bezirksdirector in Prag 
Karl Meixner und dem Finanzrathe und Steueradminiſtrator daſelbſt Alexander 
Stimpel tarfrei den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzſecretär der Finanzdirection in Trieſt Karl 
v. Wẽ̃ anniek tarfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem beim k. u. k. Generaleonfulate in Smyrna in 
Verwendung ſtehenden Kanzleibeamten Balthaſar Baßich das goldene Verdienſt⸗ 
kreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Errichtung eines Honorarconſulates in Florenz 
genehmigt und den Julius Turri zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Miniſterial⸗Viceſeeretär im Miniſterium 
ges Innern Alexander Schemer ! zum Bezirkshauptmanne im Küſtenlande ernannt. 

Der Finanzminiſter hat für den Bereich der mähr. Finanzlandesdirection 
ernannt: zu Jinanzräthen die Finanzſecretäre Alois Urbanek, Karl M enzl und 
Joſeph Jordan, dann die Finanz⸗Obercommiſſäre Joſeph Wittmann und Joſeph 
Minniber ger; zu Finanzſecretären den Steuer ⸗Oberinſpector Joſeph Mud roch, 
den Finanz⸗Obercommiſſär Adolf Riedl und den quiescirten Finanz⸗Bezirkscom⸗ 
miſfär Leopold Wenzlowsky und zu Finanz⸗Obercommiſſären die Finanzeommiſſäre 
Johann Frieb, Eduard Mikſchik, Anton Skladal, Ferdinand Schneider 
und Arthur Mehoffer. i 

Der Finanzminiſter hat den Finanzcommiſſär Dr. Franz Ada mitſch zum 
Steuer⸗Oberinſpector bei der Steuer⸗Adminiſtration in Wien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat für den Bereich der nied. öſterr. Finanz⸗Laadesdirec⸗ 
tion ernannt: zu Finanzräthen den Finanz. Obercommiſſär Anton Drdasky, den 
Finanzſecretär Anton Schirnhofer, den Miniſterial⸗Viceſecretär des Finanzmini⸗ 
ſteriums Philipp Steidl und die Finanzſecretäre Laurenz Gläſer und Gottfried 
Schmidt; zu Finanzſecretären die Finanz⸗Obercommiſſäre Joſeph Kolndorfer 
und Rudolf Malfertheiner und den Finanzconcipiſten Franz Gnedt; zu Finanz⸗ 
Obercommiſſären die Finanzeommiſſäre Ferdinand Semlitſch, Karl Pilz und Franz 
Leopold; zu Steuer⸗Oberinſpectoren die Steuerinſpectoren: Rudolf Mende, 
Eduard Bartl und Ludwig Frey berger. 

Der Finanzminiſter hat dem Finanzrathe in Graz Anton Fiſcher eine Fi⸗ 
nanzrathsſtelle im Bereiche der Finanzdireckion in Laibach verliehen und den mit 
Titel und Rang eines Finanzrathes bekleideten Finanzſecretär Joſeph Ertl zum 
Finanzrathe und Steueradminiſtrator in Graz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat dem Finanzrathe und Finanz⸗Bezirksdirector in 
Br ren Joſeph Wolf eine Finanzrathsſtelle im Salzburgiſchen verliehen und den 
mit Titel und Charakter eines Finanzrathes bekleideten Finanzwach⸗Oberinſpector bei 
der Finanz⸗Landesdirection in Innsbruck Johann Ritter v. Haslmayr zum Finanz 
rathe in Klagenfurt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Finanzſecretäre Karl Jeglinger und Franz 
Juſt zu Finanzräthen in Linz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Finanzſecretäre: Johann Fink und Ignaz 
Hrubant und die Finanz⸗Obercommiſſäre Johann Cornet und Dr. Ludwig For⸗ 
nafari Edlen v. Verce zu Finanzräthen in Innsbruck ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz Obercommiſſär Anguſt Dimitz zum 
Finanzrathe in Laibach ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär Joſeph Piſchler und den Mini⸗ 
ſterialconcipiſten im Finanzminiſterium Joſeph Birnbacher zu Finanzräthen, den 
Steuer⸗Oberinſpector Ludwig Knöbl zum Finanzſecretär und die Finanzcommiſſäre 
Guſtav Stroriedl und Karl Lang zu Finauz⸗Obercommiſſären in Graz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Procuratursſecretär Dr. Rudolf Ritter v. 
Waclawiczek zum Finanzrathe und den Proeuratursadjuncten Dr. Theodor 
Richter zum Finanz⸗Procuratursſecrctär in Prag ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Controlor des Landeszahlamtes in Laibach Anton 
Egger zum Zahlmeiſter bei dem Landeszahlamte in Klagenfurt ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Rechnungsofficial der k. k. 
Direction für adminiſtrative Statiſtik Joſeph Pizzala zum Rechnungsrevidenten 
ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſtinſpector in Steiermark Mathias Ober⸗ 
kircher zum Forſtrathe ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Finanzeommiſſär Conſtantin Un terhuber 
zum Forſtinſpector für Schleſien ernaunt. 

Der Handelsminiſter hat dem Controlor der k. k. Telegraphen⸗Haupteaſſe in 
Wien Joſeph Waſſek die bei derſelben neu ſyſtemiſirte Zahlmeiſterſtelle verliehen. 


Erledigungen. 


Kanzliſtenſtelle bei der Polizeidirection in Wien mit den Bezügen der 11. 
Rangsclaſſe, bis 24. Mat. (Amtsbl. Nr. 79.) 

Caſſecontrolorsſtelle bei der k k. Telegraphen⸗Hauptcaſſe in Wien mit den 
Bezügen der neunten Rangsclaſſe, bis 25. April. (Amtsbl. Nr. 80.) 

Arztesſtelle in der Landesirrenanſtalt zu Valduna mit 1500 fl. Gehalt, Woh⸗ 
nung, Holz und Gartengenuß, bis 10. Juli. (Amtsbl. Nr. 81.) 

Rechnungsaſſiſtentenſtelle beim Rechnungsdepartement der k. k. ſchleſiſchen 
Ne. 810 mit den Bezügen der 11. Rangsclaſſe, bis Ende April. (Amtsblatt 

r. 81. 

Bezirkshauptmannsſtelle in Nieder⸗Oeſterreich mit den Bezügen der ſiebenten 
Rangsclaſſe, bis 27. April (Amtsbl. Nr. 81) 

Statthalterei⸗Secretärsſtelle bei der tiroliſchen Statthalterei mit den Bezü⸗ 
gen der achten Rangsclaſſe, bis 25. April. (Amtsbl. Nr. 82.) 

Diurniſtenſtelle beim Steueramte in Kloſterneuburg mit täglich Einem Gul⸗ 
den. (Amtsbl. Nr. 82.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


